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Bedeutende Sachwerte in diesem Sinne sind diejenigen 
Gegenstände, die auf Grund ihres erheblichen materiellen oder 
finanziellen Wertes im Zusammenhang mit ihrer realen Zweck
bestimmung für die Gesellschaft oder auch für einzelne Bür
ger besonders große Bedeutung besitzen. Ein Wohnhaus mit 
mehreren Wohnungen ist ein solcher bedeutender Sachwert. 
Das Wohnhaus in der N.-Str. 44 wurde durch das Inbrandset
zen des Kinderwagens in unmittelbare Gefahr gebracht, was 
sich nicht zuletzt daraus ergibt, daß bereits Teile der zum 
Haus gehörenden Wandverkleidung des Treppenhauses in 
Brand geraten waren. Da der Angeklagte diese Gefahr — wie 
vom Kreisgericht insoweit zutreffend erkannt — fahrlässig 
herbeiführte, wäre sein diesbezügliches Handeln als Brand
stiftung gemäß § 185 Abs. 2 StGB rechtlich zu beurteilen ge
wesen.

Ebenfalls fehlerhaft wurde durch das Kreisgericht die 
rechtliche Beurteilung des unter dem 3. Komplex geschilder
ten Handelns des Angeklagten vorgenommen. Das Kreisge
richt verneinte zu Unrecht das Vorliegen einer unmittelbaren 
Gefahr für eine Vielzahl von Menschen. Es erkannte nicht, 
daß eine unmittelbare Gefahr bei einem Brand in einem 
Wohnhaus immer für alle sich in dem Haus befindenden 
Menschen vorhanden ist, wenn der Brand in einem solchen 
Bereich des Hauses entsteht bzw. sich entwickelt, in dem auf 
Grund des Vorhandenseins brennbarer Stoffe oder sonstiger 
Umstände eine relativ schnelle Brandausbreitung auf das ge
samte Haus — einschließlich des Entstehens gesundheitsschä
digender Gase u. ä. mit der Brandentwicklung verbundener 
Erscheinungen — oder gar eine Explosion bzw. eine Intensi
vierung des Brandes, z. B. infolge Austritts von Stadtgas, 
möglich wird.

Im vorliegenden Fall waren diese genannten Vorausset
zungen schon deshalb gegeben, weil der Brand im Treppen
haus entstand, wegen der vorhandenen brennbaren Stoffe 
(Holzanteile) sich schnell ausbreiten konnte und durch Aus
tritt und Entzündung von Stadtgas noch intensiviert wurde.

Entgegen der Auffassung des Kreisgerichts bestand daher 
eine unmittelbare Gefahr auch für die vier Mitglieder der Fa
milie D., also für insgesamt etwa zehn Personen, demnach 
für eine Vielzahl von Menschen, so daß das Handeln des An
geklagten als Straftat gemäß § 186 Ziff. 1 StGB rechtlich zu 
beurteilen gewesen wäre.

Die Entscheidung des Kreisgerichts ist auch im Strafaus
spruch gröblich unrichtig. Die Höhe der ausgesprochenen 
Freiheitsstrafe entspricht unbeschadet der Tatsache, daß keine 
exakte Feststellung des Umfangs des verursachten Schadens 
erfolgte, nicht dem Charakter und der Schwere der Strafta
ten des Angeklagten. Insbesondere wurden die Umstände, die 
die Schwere der Schuld im erheblichen Maße beeinflussen, 
nur ungenügend berücksichtigt.

Wesentlich für die Einschätzung der Schuldschwere — und 
damit der Schwere der Straftat insgesamt — ist bei derartigen 
Delikten, mit welcher Intensität und aus welchen Motiven 
der Täter seine die Strafgesetze mißachtende Zielstellung ver
folgt. So erhöht sich die Schwere der Schuld bei mehrfachem 
Handeln unbeschadet der Tatsache, daß dann auch eine hö
here objektive Tatschwere vorliegt. Die Schuldschwere er
höht sich ebenso, wenn der Täter seine Zielstellung mit Hart
näckigkeit oder mit besonderer Raffinesse verfolgt. Liegen 
dem Handeln Motive zugrunde, die in besonders gravierender 
Weise eine negative Haltung zu den staatsbürgerlichen Pflich
ten zum Ausdruck bringen, dann ist auch das schulderschwe
rend.

Der Angeklagte beging innerhalb eines relativ kurzen 
Zeitraums insgesamt drei Brandstiftungen. Insbesondere in 
dem unter 3. geschilderten Fall war sein Handeln dadurch ge
kennzeichnet, daß er mit allen Mitteln und mit Hartnäckig
keit sein Ziel, das Haus in Brand zu setzen, zu erreichen 
trachtete und dabei skrupellos nicht nur die Vernichtung ma
terieller Werte, sondern auch eine erhebliche Gefährdung der 
Hausbewohner nicht nur einkalkulierte, sondern letztlich so
gar anstrebte. Diese Tatsachen hätten für das Kreisgericht Ver
anlassung sein müssen, die Schuld des Angeklagten als be
sonders schwer zu bewerten und sie bei der Strafzumessung 
als dafür wesentlichen Umstand gebührend zu berücksichti
gen.

Eine Freiheitsstrafe von nicht weniger als vier Jahren und 
sechs Monaten wäre — auch unter Beachtung der durch das 
Handeln des Angeklagten tatsächlich eingetretenen Gefähr
dung von Menschen und unbeschadet der noch nicht exakt 
festgestellten Höhe des materiellen Schadens — auszusprechen 
gewesen.

Aus den dargelegten Gründen war das kreisgerichtliche 
Urteil in Übereinstimmung mit der Auffassung des Vertreters 
des Generalstaatsanwalts der DDR aufzuheben und die Sache 
an das Kreisgericht zurückzuverweisen.
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Berichtigungen
In der Dokumentation „Aus der DDR-Kriminalstatistik 1987“, NJ 1988, 
Heft 7, S. 285, linke Spalte, sind in die Übersicht „Straftaten nach aus
gewählten Straftatengruppen“ versehentlich falsche Zahlen hinein
geraten. Es muß richtig heißen:
Sexueller Mißbrauch von Kindern 965 914 1084 7
Widerstand gegen staatliche Maßnahmen 1098 1045 981 6

Im Beitrag von R. L u t h e r ,  „Zur persönlichen Hauswirtschaft von 
Mitgliedern und Arbeitern in LPGs“, NJ 1988, Heft 4, S. 156 f.t muß 
es auf S. 156, linke Spalte, unter c) richtig heißen: durch finanziellen 
Ausgleich entsprechend dem jährlichen Durchschnittsertrag nach 
Abzug der Selbstkosten, wenn die Fläche genossenschaftlich bewirt
schaftet wird und der Genossenschaftsbauer bzw. Arbeiter keine 
eigene Tierhaltung betreibt (Ziff. 54 Abs. 4 MBO).

Auf S. 157, linke Spalte, ist Ziff. 7 ersatzlos zu streichen. - D. Red.


